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Die Europäische Gemeinschaft und insbesondere der Binnenmarkt nehmen ei-
nen wachsenden Teil der Arbeit der Europäischen Freihandelszone (EFTA) ein.
Dies ist eine natürliche Reaktion auf die neue Dynamik der EG. Auch wenn der
Binnenmarkt wahrscheinlich eine Nachfrageexpansion auslösen wird, mit vorteil-
haften Wirkungen für die EFTA, sollte dennoch nicht übersehen werden, daß der
Binnenmarkt auch handelsumleitende Effekte haben wird. Berechnungen zufolge
werden EG-Importe nach 1992 um 2 bis 3 Prozent sinken. Die EFTA wird die
Hauptlast dieser Handelsumlenkung zu tragen haben, da EFTA-Exporte sich
durch EG-Exporte substituieren lassen. Um diese zu erwartenden Exportverluste
auszugleichen, muß die EFTA sicherstellen, daß ihre Industrie freien Marktzu-
gang erhält. Aus diesem Grund ist es für die EFTA notwendig, systematisch die
für den europäischen Binnenmarkt gültigen Standards und Regeln zu überneh-
men. Die Hauptsorge der EFTA beruht auch auf der generellen Befürchtung, zwi-
schen den drei sich formierenden Handelsblöcken Nordamerika, Japan und EG
zerdrückt zu werden.

Die Herausforderung des Binnenmarktes wird in allen EFTA-Ländern wahrge-
nommen. Es liegen offenkundige Vorteile darin, gemeinsam mit der EG zu ver-
handeln. Der Binnenmarkt gibt daher der EFTA neuen Aufschwung. Dies wurde
im Verlauf des Jahres 1988 deutlich. Der multilaterale Dialog zwischen EG und
EFTA wurde beträchtlich ausgeweitet, und die Notwendigkeit, die EFTA zu stär-
ken, war Gegenstand intensiver Diskussionen. Anfang 1989 erhielt der EG-
EFTA-Dialog eine neue Qualität; die Aufmerksamkeit verlagerte sich auf die
rechtlichen und politischen Aspekte einer erweiterten europäischen Kooperation
und auf die Möglichkeit einer Institutionalisierung der Beziehungen zwischen den
beiden westeuropäischen Organisationen.

Der Dialog über den Europäischen Wirtschaftsraum

Der derzeitige EG-EFTA-Dialog geht auf ein gemeinsames Ministertreffen vom
April 1984 in Luxemburg zurück. Dort wurde beschlossen, einen neuen Impuls für
eine weitere Zusammenarbeit in Westeuropa zu geben. Als Teil der gestärkten
EG-EFTA-Beziehungen wurden multilaterale Strukturen der Zusammenarbeit
entwickelt. Sie bestehen aus einer Reihe von Arbeitsgruppen, die hauptsächlich
Aspekte der vier Grundfreiheiten des Gemeinsamen Marktes behandeln, und ei-
ner hochrangigen Kontaktgruppe, die zweimal im Jahr zusammentrifft, um die
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Arbeitsgruppen zu koordinieren und Leitlinien für die zukünftigen Arbeitsschrit-
te festzulegen. Die Zahl der Arbeitsgruppen steigt kontinuierlich. Gegenwärtig
existieren rund 35 Gruppen. Auf politischer Ebene treffen die EFTA-Minister
zweimal jährlich zusammen; es hat sich eingebürgert, daß der EG-Kommissar für
Außenbeziehungen an diesen Treffen teilnimmt. Es ist bedeutsam, daß 1988 erst-
mals seit 1984 zwei gemeinsame Ministertreffen abgehalten wurden. Ein Grund
dafür war, daß die Bundesrepublik, die zusammen mit Dänemark zu den tatkräf-
tigsten Befürwortern einer engeren EG-EFTA-Kooperation gehört, die EG-Prä-
sidentschaft während des ersten Halbjahres 1988 innehatte. Zugleich ist darin das
Ergebnis eines kumulativen Prozesses der Annäherung zwischen EG und EFTA
zu sehen.

Was wurde erreicht?

Vier Bereiche der Zusammenarbeit wurden in der Luxemburg-Erklärung hervor-
gehoben. Forschung und Entwicklung, industrielle Kooperation, gemeinsames
Handeln in internationalen Wirtschaftsforen und Zusammenarbeit mit der Drit-
ten Welt1. Bisher lag der Schwerpunkt der EG-EFTA-Kooperation auf den bei-
den erstgenannten Bereichen. Besonderer Stellenwert wurde dabei den vier er-
wähnten Grundfreiheiten des Weißbuchs eingeräumt. Es ist jedoch unübersehbar,
daß die EFTA, insbesondere Finnland und die Schweiz, eine gewisse Zurückhal-
tung bei der Frage der Freizügigkeit von Personen an den Tag legen. Das erklärte
Ziel des neuen multilateralen Dialogs ist die Schaffung eines Europäischen Wirt-
schaftsraumes, der 18 Länder umfaßt. Es herrscht unter den 18 Ländern Überein-
stimmung, bei diesen Gesprächen pragmatisch vorzugehen. Ebenso besteht Einig-
keit darüber, daß das Arbeitsprogramm prinzipiell offen ist.

Ursprünglich konzentrierte sich der Dialog zwischen EG und EFTA auf Proble-
me im Zusammenhang mit den Freihandelsabkommen aus den 70er Jahren, etwa
Ursprungsregeln, Warenbegleitpapiere, Grenzkontrollen und technische Han-
delshemmnisse. Auf bilateraler Ebene weitete sich die Kooperation bei For-
schung und Entwicklung aus. Rahmenabkommen über technologische Zusam-
menarbeit wurden 1986 mit allen EFTA-Ländern mit Ausnahme Islands abge-
schlossen. Island handelt gegenwärtig ein Abkommen mit der EG-Kommission
aus. Zwei konkrete Ergebnisse wurden 1987 erreicht. Erstens kam es zu einer
Übereinkunft über die Ausweitung des Einheitspapiers auf die EFTA, um die
Zollformalitäten zu vereinfachen. Zweitens erzielten EG und EFTA Überein-
stimmung über das gemeinsame Versandverfahren. Diese beiden Maßnahmen
wurden am 1. Januar 1988 wirksam. Der EG-EFTA-Dialog geht indessen zuneh-
mend über Handelsfragen hinaus. Ende 1987 wurden auf Ministerebene erstmals
Ausbildungs- und Umweltprobleme behandelt. Diesem Treffen folgten 1988 zwei
weitere auf Beamtenebene. Im Verlauf des Jahres 1988 dehnte sich die Diskus-
sion zudem auf eine Reihe anderer Binnenmarktprobleme aus, etwa Exportbe-
schränkungen, öffentliches Auftragswesen, staatliche Beihilfen, Finanzdienstlei-
stungen, indirekte Besteuerung, Niederlassungsrecht, Verbraucherschutz, geisti-
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ges Eigentum und die soziale Dimension2. Die wichtigsten Ergebnisse bestanden
darin, daß die Information über öffentliche Aufträge verbessert und über die Be-
dingungen einer gegenseitigen Öffnung der nationalen Beschaffungsmärkte Ge-
spräche aufgenommen werden. Übereinkunft wurde über die Einführung eines
Notifizierungsverfahrens bei staatlichen Beihilfen erzielt. Die EFTA-Länder ha-
ben sich bereit erklärt, vergleichbare Maßnahmen für den Schutz geistigen Eigen-
tums zu ergreifen. Ein Abkommen über den Informationsaustausch technischer
Regeln wird verhandelt; im Bildungsbereich werden Gespräche über die Bedin-
gungen eines EFTA-Zugangs zum COMETT II-Programm geführt.

Wie geschlossen ist die EFTA?

Auf zahlreichen Gebieten verhandeln die sechs EFTA-Staaten nun mehr oder
weniger gemeinsam mit der EG. Dies ist ein neues Merkmal der EG-EFTA-Be-
ziehungen, das die gemeinsame externe Herausforderung der EFTA-Staaten wi-
derspiegelt. Aber es gibt gravierende Begrenzungen des EFTA-Zusammenhalts.
Die mangelnde geographische Nähe, die Unterschiede der Wirtschaftsstrukturen
und der außenpolitischen Traditionen stellen insgesamt Hindernisse für eine ko-
härente und effiziente EFTA-Gemeinschaft dar. In Politikbereichen wie der
Fischerei, den Dienstleistungen und der Energiepolitik haben einzelne EFTA-
Länder gewichtige Sonderinteressen. Bedeutsam ist ferner, daß es in der EFTA
eine fast geschlossene nordische Untergruppe gibt, die trotz bekannter histori-
scher Gräben eine reibungslose und flexible Harmonisierung und Unterrichtung
auf sozialem und wirtschaftlichem Gebiet entwickelt hat. Schließlich unterschei-
den sich die EFTA-Länder von den EG-Mitgliedstaaten insbesondere dadurch,
daß sie keine Souveränitätsübertragungen an internationale Institutionen zulas-
sen wollen. Dies ist dem Versuch, die EFTA-Organisation zu stärken, nicht eben
förderlich.

Das Problem liegt darin, daß die EFTA als Organisation nicht für eine so weit-
reichende wirtschaftliche Zusammenarbeit geschaffen wurde, wie sie sich seit En-
de der 80er Jahre abzuzeichnen beginnt. In historischer Sicht war die EFTA mehr
eine Reaktion auf die EG als ein Ziel in sich3. Die personelle Ausstattung der
EFTA beläuft sich auf insgesamt 70 Beschäftigte; ihre Kompetenz ist strikt auf
den Handel mit industriellen Produkten begrenzt. Es ist symptomatisch, daß die
EFTA intern kaum Regelungsstrukturen geschaffen hat. Die beiden wichtigsten
Ausnahmen hiervon sind das Notifizierungsverfahren für neue technische Regeln
und das System gegenseitiger Anerkennung von Test- und Zertifikationsverfah-
ren. Dienstleistungen sind von der EFTA-Konvention nicht abgedeckt.

Die EG-EFTA-Gespräche bewegen sich nunmehr in Bereichen, in denen die
EFTA formal keine Kompetenzen besitzt. Dies hat unter den EFTA-Ländern zu
Diskussionen geführt über die Möglichkeit, den institutionellen Apparat zu stär-
ken und die EFTA zu einer zweiten Säule einer engeren westeuropäischen Ko-
operation auszubauen. Kleinere operationeile Verbesserungen wurden vorge-
nommen. Im November 1987 öffnete die EFTA eine Vertretung in Brüssel. Die
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nationalen Vertretungen bei der EFTA wurden ebenfalls kürzlich verstärkt. Eini-
ge Maßnahmen sind ergriffen worden, um die Kompetenzen der EFTA auszuwei-
ten. Beispielsweise wurde ein Komitee für Verbraucherangelegenheiten als Ge-
sprächspartner der Europäischen Gemeinschaft in Genf eingerichtet. Dennoch
bleibt der Eindruck zurück, daß die Umorganisation der EFTA zu langsam und zu
zögerlich vonstatten geht.

Die „Abtrünnigkeit" Österreichs

Die EFTA wird geschwächt durch die bilateralen Aktivitäten einiger EFTA-Län-
der, die während des Jahres 1988 deutlich zutage traten. Österreichs Bestrebung,
sich enger der EG anzuschließen, erreichte einen Höhepunkt mit der Entschei-
dung des österreichischen Parlaments, ein Beitrittsgesuch einzureichen4. Im Juni
1988 richtete Österreich eine hochrangige Expertengruppe ein, die die Option ei-
ner EG-Mitgliedschaft untersuchen sollte. Die österreichische Regierung kündig-
te auf der EFTA-Ministertagung vom 13. bis 16. Juni in Tampere offiziell an, die
Möglichkeit eines EG-Beitritts zu prüfen. In den EFTA-Ländern herrschte allge-
mein der Eindruck vor, daß der Zeitpunkt, um aus den Reihen der EFTA auszu-
scheren, ungünstig gewählt sei. Insbesondere die finnische Reaktion war heftig,
da Finnland der EFTA als Regelungsrahmen gegenüber der EG großen Wert bei-
mißt und bestrebt war, während seiner Präsidentschaft den EFTA-Zusammenhalt
zu stärken.

Außer für Österreich kommt die EG-Mitgliedschaft auch für ein oder zwei an-
dere EFTA-Länder in Betracht, wenn auch nicht auf kurze Sicht. Vor allem Nor-
wegen ist ein ernsthafter Beitrittskandidat. In Norwegen wurde die EG-Diskus-
sion durch die Veröffentlichung eines Regierungsberichts über Norwegen und die
Europäische Gemeinschaft im Jahre 19875 zu einem innenpolitischen Thema. Die
Konservativen, die größte nicht sozialdemokratische Partei Norwegens, eröffnete
1988 die Debatte über eine eventuelle EG-Mitgliedschaft, indem sie sich explizit
für einen Beitritt aussprach. Die rechtsextreme Fortschrittspartei könnte die Be-
fürwortung der EG-Mitgliedschaft im Herbst 1989 ebenfalls zu einem Wahl-
kampfthema machen. Die beiden Zentrumsparteien, die 1972 gegen die EG ein-
gestellt waren, haben ihre Position, wenn auch in modifizierter Weise, beibehal-
ten. Es kann indessen kein Zweifel daran bestehen, daß der österreichische Bei-
trittsantrag die Position der norwegischen Befürworter eines EG-Beitritts stärken
wird. Die regierende sozialdemokratische Partei zieht allerdings ein langsames
und vorsichtiges Vorgehen vor und will die „EFTA-Karte" als Möglichkeit einer
De-facto-Integration in den Binnenmarkt nutzen. Sie möchte keine Wiederholung
der traumatischen Erfahrung von 1972 - die norwegische Bevölkerung lehnte
nach bereits erfolgter Unterzeichnung des Beitrittsvertrags den Beitritt Norwe-
gens zur EG ab - riskieren, die tiefe Klüfte in der sozialdemokratischen Partei
verursachte. Aber die sozialdemokratische Führung schließt mittel- bis langfristig
eine Mitgliedschaft in der EG nicht aus, unter der Voraussetzung, daß ein innen-
politischer Konsens zu erzielen ist6.
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Der Delors-Vorschlag

Die Verhandlungen zwischen EG und EFTA waren 1988 mit wachsenden Schwie-
rigkeiten konfrontiert. Der österreichische Bilateralismus bereitete Brüssel Sor-
gen. Bei einem informellen Kommissionstreffen im April 1988 wurde beschlossen,
vorerst keine Erweiterung vorzusehen. Die Kommission wollte statt dessen die
Aufmerksamkeit auf den multilateralen Rahmen zurücklenken7. Ein Grund hier-
für ist die befürchtete administrative Überlastung. Die Kommission argumentiert,
daß aus praktischen Gründen eine Erweiterung vor 1992 nicht realistisch sei. Bei-
trittsverhandlungen sind erfahrungsgemäß zeitraubend, auch wenn im österreichi-
schen Falle entgegengehalten werden könnte, daß Wien bereits eine extensive
Anpassung an den Binnenmarkt betreibt und damit Beitrittsverhandlungen ver-
einfacht. Wie dem auch sei, es würde wahrscheinlich ein Jahr dauern, bis die
Kommission ihre Position zum Beitritt Österreichs darlegen könnte. Zusätzlich
würde es mindestens ein weiteres Jahr dauern, bis der Ministerrat einen gemein-
samen Standpunkt einnimmt. Darüber hinaus hat die Einheitliche Europäische
Akte dem Europäischen Parlament eine neue Mitentscheidungsbefugnis bei Bei-
trittsverhandlungen eingeräumt.

Von den Kapazitäts- und Zeitproblemen abgesehen gibt es in EG-Kreisen poli-
tische Zweifel an der Klugheit eines Beitritts des neutralen Österreichs. Könnte
dies nicht die EG-Integration „schwächen" und Fortschritte im Hinblick auf die
Verteidigungskooperation blockieren? Wenn die Erweiterung gegenwärtig nicht
akzeptabel ist, so ist es der Status quo ebensowenig. In der EG scheint man sich
mittlerweile darüber klar zu sein, daß die EFTA-Länder, angesichts ihrer weitge-
henden Übernahme des Binnenmarktprogramms, ihre Mitentscheidungsforde-
rungen entschiedener vorbringen werden. Auch wird das Fehlen rechtlich binden-
der Verstärkungsmechanismen der EG-EFTA-Kooperation als ernstes Problem
betrachtet, das nach institutionellen Reformen verlangt. Auf dieses Problem ging
der Kommissionspräsident Jacques Delors in seiner Rede vor dem Europäischen
Parlament im Januar 19898 ein. Er forderte eine Vertiefung der europäischen Ko-
operation und schlug vor, daß unter der Voraussetzung einer Stärkung der Orga-
nisation und des politischen Zusammenhalts der EFTA-Länder gemeinsame Ent-
scheidungs- und Umsetzungsstrukturen in ausgewählten Bereichen zwischen EG
und EFTA geschaffen werden sollten. Außerdem sprach sich Delors für eine Er-
weiterung des EG-EFTA-Programms um die Bereiche Kultur, soziale Angelegen-
heiten und Finanzfragen aus. Diese Anregungen wurden mit großem Interesse
und fast einer gewissen Euphorie in den meisten EFTA-Hauptstädten aufgenom-
men. Die Interpretation, daß die Kommission konkret auf die Möglichkeit einer
westeuropäischen Zollunion anspiele, setzte sich generell durch. Der EFTA-Gip-
fel im März 1989 gab den EFTA-Ländern Gelegenheit, auf Delors' Anregungen
zu reagieren. Die meisten EFTA-Länder wollten die Vorschläge stärker struktu-
rierter Beziehungen zwischen beiden Gemeinschaften aufgreifen, mit zwei Aus-
nahmen: Österreich war nicht bereit, seine bilaterale Strategie aufzugeben. Und
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die Schweiz war nicht bereit, einen Schritt hin zur Supranationalität in einer refor-
mierten EFTA zu tun. Das Kommunique des Osloer Gipfels enthielt somit die
Bereitschaft der EFTA, Wege zu einer stärker strukturierten Zusammenarbeit zu
prüfen. Gleichzeitig erklärten die EFTA-Staaten ihre Bereitschaft, an der Libera-
lisierung des Verkehrs von Gütern, Dienstleistungen, Kapital und Personen mit-
zuwirken. Trotz der leidenschaftlichen Kampagne der norwegischen Präsident-
schaft war es unmöglich, eine Einigung über eine Erklärung zur Unterstützung der
Zollunion zu erzielen. Auf Drängen Österreichs ließ das Kommunique die Hinter-
tür zum Bilateralismus offen.

Dem Osloer Gipfel folgte ein gemeinsames EG-EFTA-Ministertreffen am 20.
März 1989 in Brüssel. Bedeutsam war, daß dieses Treffen erstmals auf der Ebene
der Außenminister stattfand. Die Diskussion betraf vornehmlich das prozedurale
Vorgehen. Es wurden ein Lenkungsausschuß sowie fünf Arbeitsgruppen einge-
setzt. Die Arbeiten werden vom Lenkungsausschuß koordiniert. Die ersten vier
Arbeitsgruppen haben die Aufgabe, sich mit den vier Grundfreiheiten zu beschäf-
tigen. Die fünfte Arbeitsgruppe befaßt sich mit anderen Kooperationsfeldern
(Umwelt, Technologie und Soziales) und - wichtiger noch - mit den rechtlichen
und institutionellen Fragen, die Delors aufgeworfen hat. Die Verhandlungen sind
in zwei Phasen geplant. In der ersten, bereits begonnenen Phase werden Vertreter
der EG und der EFTA primär die Grundprobleme untersuchen. In der zweiten
Phase ist vorgesehen, die rechtlichen und institutionellen Probleme formalisierter
EG-EFTA-Beziehungen eingehend zu prüfen. Ein weiteres gemeinsames Mini-
stertreffen ist für November 1989 vorgesehen.

Die Zukunft der EG-EFTA-Beziehungen

Die EG-EFTA-Beziehungen befinden sich in einer Umbruchphase. Die Bezie-
hungen sind bisher durch eine Mischung aus Multilateralismus, Bilateralismus
und nationalen Anpassungsmaßnahmen gekennzeichnet. Dies erstaunt bei der ge-
gebenen Heterogenität der EFTA nicht. Aber ein neu strukturierter Dialog auf
Gemeinschaftsebene wird diskutiert. Doch bewegt sich diese Diskussion bisher
stärker in der Phase des Gedankenaustauschs als der Entscheidungsfindung. Man
sollte den Wandel der EG-EFTA-Beziehungen, der sich während des letzten Jah-
res vollzogen hat, nicht überschätzen. Es sollte nicht übersehen werden, daß die
Delors-Vorschläge teils taktischer Natur waren, um den österreichischen Bilate-
ralismus zu dämpfen. Auf der anderen Seite gibt es ermutigende Anzeichen dafür,
daß die Kommission ernsthaft neue Modelle erweiterter europäischer Kooperati-
on in Betracht zieht. Ein Beispiel dafür ist der kürzlich vorgelegte Kommissions-
vorschlag einer Umweltagentur, an der die EFTA und einige osteuropäische Län-
der beteiligt wären.

Aus historischer Sicht betrachtet, haben sich die EG-EFTA-Beziehungen be-
trächtlich verbessert. Dies ist in erster Linie ein Ergebnis des rauheren internatio-
nalen Wirtschaftsklimas und der neuen Dynamik der EG. Der dramatische Wan-
del der Ost-West-Beziehungen wirkt ebenfalls indirekt auf die EG-EFTA-Bezie-
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hungen zurück, auch wenn dies eher ein langfristiger Prozeß ist. Wird die EFTA
in der Lage sein, ihren inneren Zusammenhalt zu stärken, oder wird sie in ein Sta-
dium langsamer Auflösung übergleiten? Bisher haben die EFTA-Länder ihre Fä-
higkeit unter Beweis gestellt, in vielen den Handel betreffenden Fragen eine ge-
meinsame Position zu entwickeln. Aber wird es möglich sein, den „acquis" der Ko-
häsion zu wahren, wenn die Zielsetzungen weiterreichen? Es ist wenig wahr-
scheinlich, daß die Schweiz oder Finnland bereit sein werden, einer weitreichen-
den Reform der europäischen Kooperation mit supranationalen Elementen zuzu-
stimmen. Aber ohne bindende Verpflichtung ist kaum zu sehen, wie eine institu-
tionelle und strukturierte Zusammenarbeit zwischen EG und EFTA aufgebaut
werden kann. Ebenso sollte man sich vor Augen halten, daß Österreich, obwohl
auf die EFTA in den nächsten Jahren angewiesen, unmißverständlich deutlich ge-
macht hat, daß die EFTA nur die zweite Wahl darstelle. Dies hat bereits die Posi-
tion der EFTA beeinträchtigt.

In einigen Politikbereichen könnte die nordische Untergruppe eine attraktive
Alternative darstellen. Dies wird insbesondere dann der Fall sein, wenn Öster-
reich der EG beitritt und die Schweiz Sonderbeziehungen unterhält. Der Nordi-
sche Rat und der Nordische Ministerrat haben bereits eine Reihe von Studien
vorgelegt, in denen eine Stärkung der nordischen Institutionen gefordert wird, um
den Herausforderungen des Binnenmarktes zu begegnen. Ein Beispiel für bereits
in die Tat umgesetzte Initiativen ist das NORDPLUS-Programm, das im August
1988 vom Nordischen Rat aufgelegt wurde und als nordisches Pendant des
ERASMUS-Programms gilt.

Insgesamt betrachtet lassen sich für die mittelfristigen Perspektiven der EFTA
eher pessimistische Schlußfolgerungen ziehen. Es gibt allerdings auch einige posi-
tive Anzeichen. Ungarn hat sein Interesse an einem EFTA-Beitritt bekundet. Der
Binnenmarkt hat der EFTA eine neue Verhandlungsrolle zugewiesen. Könnte
nicht eine andauernde europäische Entente der EFTA eine neue Rolle als Alter-
native zum COMECON für osteuropäische Länder zuweisen?
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